
Badische Landesbibliothek Karlsruhe

Digitale Sammlung der Badischen Landesbibliothek Karlsruhe

[Gattungszeichen der Wagen, Mieterschutz-Bestimmungen]

urn:nbn:de:bsz:31-252424

https://nbn-resolving.org/urn:nbn:de:bsz:31-252424


σ

οο
˙

2S

Salon
Schlaf
A
AA
A
ABB
B
B8
ABC
ABCC
BC
BCC
C
CC
Ai
AAü
ABi
ABBi
ABBu
ABCCi
ABCCu
Bi
BBi
BCi
BCCi
Ci
CCi
CCu
Cip
CiPPoſt
Pi
PiPoſt
CPoſt
35
P·
PPü

8 .Föpoſt
Gỹ
Ve
Ven
G

Gm
N

Nm

Nl

Gl

Gattungszeichen der Wagen
Salonw .

Schlafw
Abteilw . 1Kl , 2 und 3 Achſen

1 1Kl , 4 A

5 I/IIKl , 2 und 3 A

5 IIII Kl, 4 A

1 IIKl , 2 und 3 A

5 II Kl, 4 A

I/II/II Kl, 2 und 3 A

„ II/III Kt, 4 A

II/III Kl, 2 und 3 A

II / III KIl, 4 A

55 III Kl, 2 und 3 A

5 III Kl, 4 A

Durchgangsw . 1Kl , 2 und 3 A und mittl . Durchgang
ö 1Kl , 4 A

5 I und mittl . Durchgang
5 I/XIIKl , 4 2

5 IJXIIKl, 4 A ſeil⸗ Durchg. , Faltenbalg
I/II/TXIIKl , 4 A mitltl .

1/II/XI Kl, 4 Aſeitl . Durchg . , Faltenbalg
II Kl, 2 und 3 A- mittl .

15 II Kl, 4 A. „ 5
II/III Kb2 „
II/II Kl, 7

5 75
75 4 A 75
1 III Kl, 4 A ſeitl. Faltenbalg

III Kl, mit Gepäckabt .
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III Kl, mit Gepäck⸗ und Poſtabt .

Gepäckwagen mit Durchgang
Gepäckw . mit Durchg . und Poſtabt .
Abteilw . III Kl mit Poſtabt .
Gepäckw . mit 2 und 36A

4 A
Gebackw. mit 4 A und Faltenbälge

5 „ 2 und 3 Achſen und Poſtabt .
4

Gefangenenw.
bedeckte Viehwagen mit Lattenwänden und zwei Böden

desgl . mit Luftbremſe oder leitung
zwei⸗ oder dreiachſige bedeckte Güterwagen mit weniger als 15,
aber mindeſtens 10t Ladegewicht .
desgl . mit mindeſtens 15t aber weniger als 20t Ladegewicht
bedeckte Güterwagen mit Luftbremſe oder ⸗leitung . Ladegewicht
wie bei G
bedeckte Güterwagen mit Luftbremſe oder Kleitung . Ladegewicht
wie bei Gm
bedeckte Güterwagen mit Luſtbremſe oder Kleitung und minde⸗

ſtens 24 qm Ladefläche . Ladegewicht wie bei G

großräumiger bedeckter 10t⸗Güterwagen mit mindeſtens 42 qm
Ladefläche
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Sl , Sml , Smml⸗⸗

S,.Sml,Smm

Hrmz

desgl . mit 15 t Ladegewicht
großräumiger bedeckter 10t⸗Güterwagen mit hohem Dach
und mindeſtens 24 qm Ladefläche

desgl . , aber 15 t Ladegewicht
Kalk⸗ und Salzwagen mit Satteldach und Deckklappen .
10 bezw . 15t Ladegewicht
Kokswagen , 10t Ladegewicht

15 t *
Kohlenwagen , zwei und dreiachſig mit weniger als 10t

Ladegewicht und mehr als 0,40 m Wandhöhe
Kohlenwagen mit weniger als 15 t Ladegewicht und

mehr als 0,40 m Wandhöhe . Die Kopfwände ſind um
einen oberen Zapfen drehbar und geſtatten dadurch ein

Abſtürzen der Ladung auf Kippvorrichtung
Kohlenwag . mit aushebbar . Kopfwand . Ladegewicht wie Ok

Kohlenwagen mit 15 t Ladegewicht . Sonſt wie bei Ok

Kohlenwagen mit 15 t Ladegewicht
Kohlenwagen mit 20t Ladegewicht
desgl . Sonſt wie bei Ok

offener Wagen , unbrauchbar für militäriſche Fahrzeuge
großräumiger offener 10t⸗Wagen , auch Kokswagen ,
mindeſtens Ym Ladelänge , Wandhöhe 1,30 —1,90 m
desgl . mit 15 t Ladegewicht
Großräumiger offener 20t - Wagen , auch Kohlenwagen
Wandhöhe 1,44 m
Großräumiger offener Wagen , vierachſig , Wandhöhe übet
0,40 m Stirnwände aushebbar
Großräumiger offener 10t⸗Wagen von mindeſtens 9,9 m

Ladelänge , 0,40 m hohen Seitenwänden und langen
hölzernen Rungen
desgl . 15 t Ladegewicht
desgl . dreiachſig und 20t Ladegewicht
langer offener zweiachſiger Güterwagen mit eiſernen
Rungen ( Schienenwagen ) und 15 t Ladegewicht
desgl . vier⸗ oder mehrachſig mit oder ohne eiſernen Run

gen und mit oder ohne 0,40m hohen Seitenwänden⸗
Ladegewicht weniger als 30t . Ladelänge bis 12 m

desgl . Ladegewicht mindeſt . 30 t, Ladelänge mehr als 12 m

langer offen . zwei⸗ oder dreiachſigerWagen ( Schienenwagen ) ,
mindeſtens 9 m lang , mit oder ohne eiſernen Rungen und
mit oder ohne 0,40 m hohe Seitenwänden oder ohne
Seitenwände und Rungen . Ladegewicht 10, 15, bezw. 20t

Schienenwagen , weniger als 9 m lang . Sonſt wie bei

Sl,Sml , Smml

Holzwagen mit eiſernen Seitenrungen und Zinken auf
den Drehſchemeln . Einzeln und paarweiſe verwendbar

Ladegewicht 10
desgl . Ladegewicht mindeſtens 15t und weniger als 20t

Holzwagen , 10t Ladegewicht , nur paarweiſe verwendbar

Holzwagen , 15 bis 18t Ladegewicht , nur paarweiſe ver
wendbar
Arbeitswagen , Ladegewicht weniger wie 10t , ſonſt wie Olu

Arbeitswagen , Ladegewicht 10 bezw. 15t .

Arbeitswagen ( Talbot ) 15 t Ladegewicht , Seitenklappen
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Wer unten wohnt, muß der Oberen
Gerumpel leiden. Sprichwort .

Mieterſchutz bei Kündigung und Mietſteigerung nach den

neuen Bundesratsverordnungen .

Die neue Bundesratsverordnung zum Schutz der Mieter vom
23. September 1918 ( R. ⸗G. ⸗Bl . Seite 1140 ) unterſcheidet je nach
der Größe des Wohnungsmangels einen ordentlichen und einen

außerordentlichen Mieterſchutz . Der ordentliche Mieterſchutz iſt
mit dem Tage der Verkündigung der Verordnung in allen Be⸗

zirken ohne weiteres in Kraft getreten , in denen einem Miet⸗

einigungsamt oder einer anderen ihm entſprechenden Stelle ſchon
die Befugniſſe aus der alten Mieterſchutzverordnung von 1917

übertragen waren .
Der außerordentliche Mieterſchutz dagegen muß von der Lan⸗

deszentralbehörde , in Baden dem Miniſterium des Innern , in

jedem einzelnen Notſtandsbezirk beſonders verliehen oder ange⸗
ordnet werden .

J. Der ordentliche Mieterſchutz .

Der ordentliche Mieterſchutz iſt nach dem Wortlaut des § 2 der

B. R. V. O. nur gegen Kündigung gewährt . Von Mietſteigerung

iſt nicht die Rede . Das erklärt ſich aus folgender Erwägung ,
deren Kenntnis für die Mieter von großer Wichtigkeit iſt : Der

Mieter braucht nämlich auf Mietſteigerungen , die nicht mit einer

Kündigung verbunden werden , nicht einzugehen . Will der Ver⸗

mieter eine Mietſteigerung durchſetzen , ſo muß er immer kündi⸗

gen . Die Steigerung kann immer nur auf denjenigen Zeitpunkt
erfolgen , auf welchen bei Einhaltung der vertraglichen Kündi —

gungsfriſt getkündigt werden kann . Hat der Vermieter geſteigert ,
ohne ausdrücklich für den Fall der Nichtanagahme der Steigerung

zu kündigen , und nimmt der Mieter die Steigerung nicht an , ſo

iſt damit die Steigerung vollſtändig wirkungslos geworden . Eine

Anrufung des Einigungsamts iſt gar nicht mehr erforderlich . Es

empfiehlt ſich aber , daß der Mieter dem Vermieter die Ablehnung
der Steigerung ausdrücklich kundgibt , damit nicht ſein Schweigen
als Annahme gedeutet werden kann . Die vorſtehenden Grund⸗

ſätze ſind klar und deutlich ausgeſprochen in der amtlichen Be⸗

gründung der B. R. V. O.
Wenn nun der Vermieter dem Mieter gekündigt hat , ſei es um

eine Mietſteigerung durchzuſetzen , ſei es aus irgend einem an⸗

deren Grund , dann kann der Mieter das Mieteinigungsamt an⸗

rufen . Das Mieteinigungsamt als Spruchbehörde entſcheidet
dann endgültig und unanfechtbar über die Gültigkeit der Kündi⸗

gung . Und nun kommt das Wichtigſte : Das Einigungsamt ent⸗

ſcheidet hierbei nach billigem Ermeſſen , d. h. es iſt bei der Ent⸗

ſcheidung weder an die Vorſchriften des Bürgerlichen Geſetz⸗

buches , noch an irgend ein anderes Geſetz gebunden . Es kann

alſo eine nach bürgerlichem Recht durchaus wirkſame Kündigung
aus ſozialen Gründen für unwirkſam erklären . Dabei hat es alle

Umſtände des Falles gegen einander abzuwägen , die Lage des

Wohnungsmarktes , die Schwierigkeiten eines Umzugs , die Er⸗

höhung ſämtlicher Preiſe , Krankheit des Mieters oder Vermie⸗



ters , Kriegsdienſt eines der Beteiligten , die beiderſeitige Ver⸗
mögenslage , die Zahl der Kinder uſw . Daraus ergibt ſich , daß
das Einigungsamt eine Kündigung nur beim Vorlüiegen wichti⸗
ger Gründe als wirkſam anerkennen wird .

Der Antrag des Mieters , eine Kündigung für unwirkſam zu
erklären , kann zu Protokoll des Einigungsamts oder ſchriftlich
oder telegraphiſch geſtellt werden ; Mietverträge und Briefe ſind

beizufügen . Der Antrag muß aber —und das wird leider von
Mietern ſehr oft überſehen — „ unverzüglich “ geſtellt werden ,
nachdem die Kündigung dem Mieter zugegangen iſt . Die Eini⸗
gungsämter haben dieſe Vorſchrift ſtets weitherzig ausgelegt . Man
wird alſo dem Mieter eine gewiſſe — wenn auch kurz zu bemeſ⸗
ſende — überlegungsfriſt zubilligen müſſen . Er muß Zeit haben ,
ſich über die Höhe der Umzugskoſten zu erkundigen , ſich nach einer
andern Wohnung umzuſehen und u. U. ſich bei einem Anwalt
zu beraten .

Wenn das Einigungsamt die Kündigung nach Antrag des
Mieters für unwirkſam erklärt , dann kann es gleichzeitig auch
das Mietverhältnis bis zur Dauer eines Jahres verlängern . Nach
Ablauf des Jahres kann das Einigungsamt wieder neu angeru⸗
fen werden . Das Einigungsamt kann aber bei einer ſolchen Ver⸗
längerung des Mietverhältniſſes auch unmittelbar neugeſtaltend
in den Mietvertrag eingreifen , indem es den Mietzins feſtſetzt .
Wenn alſo die Kündigung des Vermieters eine Mietſteigerung
bezweckt , dann kann das Einigungsamt die Berechtigung der Stei⸗
gerung nachprüfen ; die B. R. V. O. tritt nur den übermäßigen und
ungerechtfertigten Mietſteigerungen entgegen . Im allgemeinen
iſt eine Mietſteigerung nur dann als gültig anzuerkennen , wenn
der Vermieter nachweiſen kann , daß die Einnahmen des Hauſes
nach Abzug aller Ausgaben keine angemeſſene Verzinſung des
in dem Hauſe ſteckenden Anlagekapitals ergeben . Die Erhöhung
einer im Krieg ermäßigten Miete auf die Höhe der Miete vor
dem Krieg iſt regelmäßig keine unzuläſſige Mietſteigerung .

Das Einigungsamt kann bei Verlängerung des Mietverhält⸗
niſſes nicht nur den Mietzins feſtſetzen , es kann auch dem Mieter
andere neue Verpflichtungen auferlegen , 3. B. die Verpflichtung ,
die Haltung von Haſen oder Hunden zu unterlaſſen , oder einem
Untermieter zu kündigen und dergleichen mehr .

II . Der außerordentliche Mieterſchutz .

Die größten Mietſteigerungen pflegen nicht während der Dauer
eines Mietverhältniſſes , ſondern bei Gelegenheit der Vermietung der
Wohnung an einen neuen Mieter vorgenommen zu werden . Des⸗
halb beſtimmt § 5 B . R .V. O. , daß die Landeszentralbehörde die
Gemeindebehörde zu der Anordnung ermächtigen oder verpflich⸗
ten kann , daß die Vermieter von Wohnräumen ( nicht Geſchäfts⸗
räumen ! ] ) der Gemeindebehörde unverzüglich Anzeige zu erſtatten
haben , wenn ſie eine ſeit dem 1. Juni 1917 dauernd oder zeitweiſe
vermietet geweſene Wohnung an einen neuen Mieter zu einem
höheren Mietzins vermietet haben , als ihn der letzte Mieter zu
entrichten hatte . Die verſpätete , unrichtige oder unvollſtändige
Anzeige wird mit Geldſtrafe bis zu 1000 Mark beſtraft . Die
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Gemeindebehörde , in Städten , wo ein Wohnungsamt beſteht , prüft
die Berechtigung der Mietsſteigerung nach und kann das Eini⸗

gungsamt erſuchen , den Mietzins zu ermäßigen . Bei der Ver⸗

gleichung des alten und des neuen Mietzinſes ſind auch ſog . Ne⸗

benleiſtungen heranzuziehen , alſo z. B. der Betrag einer Aus⸗

zugsentſchädigung , der Betrag für Treppenbeleuchtung oder ähn⸗

liches . Wichtig iſt alſo , daß bei Neuvermietung nicht der Mieter ,

ſondern nur die Gemeindebehörde das Einigungsamt angehen
kann . Natürlich kann aber der Mieter ſich bei der Gemeinde⸗

behörde ( Wohnungsamt ) erkundigen , ob die Anzeige durch den
Vermieter richtig erſtattet wurde .

Endlich kann die Landeszentralbehörde bei beſonders ſtarkem

Wohgungsmangel unmittelbar ( alſo nicht durch Ermächtigung
der Gemeindebehörde ) anordnen , daß jede Kündigung mit Miet⸗

ſteigerung rechtswirkſam nur mit vorheriger Zuſtimmung des

Mieteinigungsamtes erfolgen darf . Der Nachdruck liegt darauf ,
daß dann überhaupt nicht gekündigt oder geſteigert werden kann ,
wenn nicht vorher das Einigungsamt die Kündigung genehmigt
hat .

( Auszug aus der von Rechtsrat Dr . Ammann neubearbeiteten

Flugſchrift des Verbands der Beamten⸗ und Lehrervereine Ba⸗
dens „ Der Schutz der Mieter im Krieg “ , welche im Verlag der C.

F. Müllerſchen Hofbuchhandlung erſchienen iſt . )

Organiſation von Militärbehörden .9
NBl . 68 v. 10. Juli 1918 .

Nr . 2b . 14 Nr . 24. Die Verſorgungs⸗ , Unterſtüi⸗

zungs⸗ und Fürſorgeangelegenheiten der Heeres⸗
angehörigen und ihrer Hinterbliebenen wurden von dem Ge⸗

ſchäftskreis der ſtellb . Generalkommandos und der ſtellv . Inten⸗
danturen abgetrennt und einem für jedes Armeekorps einzurich⸗
tenden Verſorgungsamt übertragen .

Der Vorſtand des Verſorgungsamts XIV . A. K. hat ſeine

Dienſträume in Karlsruhe , Aka demieſtratze Nr . 40 .

Für den Verkehr mit den Zivilbehörden und den Verſorgungs⸗
berechtigten kommen hauptſächlich folgende Abteilungen des Ver⸗

ſorgungsamts in Betracht :
1. Die Rentenabteil ung — Dienſträume Akade⸗

mieſtraße 40 .
Dieſe Abteilung bearbeitet alle mit der Feſtſtellung von

Verſorgungsgebührniſſen der Perſonen der Unterklaſſen ein⸗

ſchließlich des Perſonals der freiwilligen Krankenpflege zu⸗
ſammenhängenden Angelegenheiten .

2. Die Hinterbliebenenabteilung Dienſträume

Kriegſtraße 208 .

Ihr Arbeitsgebiet umfaßt in der Hauptſache die geſetzliche

Hinterbliebenenverſorgung , die Bewilligung von Zuwendun⸗

gen an Hinterbliebene und Erziehungsbeihilfen ſowie die

Anweiſung der Gnadengebührniſſe .
3. Die Zivilverſorgungs⸗ und Fürſorgeabtei⸗

lung — Dienſträume Akademieſtraße 40 .
＋3
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